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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates (EWG) mit Rahmenbestim- 
mungen für Kaufverträge über Flachs- und Hanfstroh. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 24. Februar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG) 
mit Rahmenbestimmungen für Kaufverträge 
über Flachs- und Hanfstroh 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 
des Rates vom 29. Juni 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Flachs und Half 1 ), insbeson- 
dere auf Artikel 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1308/ 
70 erläßt der Rat Rahmenbestinnnungen, insbeson- 
dere über die allgemeinen Ankaufs-, Liefer- und 
Zahlungsbedingungen, denen die zwischen den 
Flachs- bzw. Hanferzeugern und den Käufern ge- 
schlossenen Verträge entsprechen müssen. 

Um den Anwendungsbereich dieser Rahmenvor- 
schriften zu regeln, muß bestimmt werden, für 
welche Verträge diese Vorschriften verbindlich sind. 

Um die Vermarktung der betreffenden Erzeug- 
nisse zu erleichtern, ist es notwendig, daß die Ver- 
träge schriftlich geschlossen werden und Angaben 
über das Datum des Abschlusses und die Vertrags- 
parteien enthalten; zu dem gleichen Zwecke müssen 
die wesentlichen Elemente des Vertrages, wie Ge- 
genstand und Preis, im Vertrag aufgeführt werden. 

Das reibungslose Funktionieren der Marktorgani- 
sation für Flachs und Hanf und insbesondere der 
Beihilferegelung setzen voraus, daß in jedem Ver- 
trag die Fläche, auf der das Erzeugnis geerntet 
worden ist bzw. geerntet werden wird, sowie das 
Erntejahr angegeben werden. 

Die Liefer- und Zahlungsbedingungen sowie die 
Abreden über Arbeiten und Materiallieferungen im 
Zusammenhang mit der Erzeugung und Ernte sind 
von technischer Bedeutung und regional verschie- 
den, es ist daher angebracht, hier Rahmenbestim- 
mungen vorzusehen, die die regionalen Gepflogen- 
heiten berücksichtigen. 

Um die Vermarktung der Erzeugnisse zu erleich- 
tern, muß bestimmt werden, daß eine Schiedsklausel 
in die Verträge aufgenommen wird; der Rechtsweg 
darf jedoch nicht ausgeschlossen werden. 

In bestimmten Regionen bestehen derzeit Branche- 
vereinbarungen, die Musterverträge vorsehen, die 
für die Parteien verbindlich sind. Die Möglichkeit 
zur Festlegung solcher Verträge sollte beibehalten 
werden, wobei die nachstehenden Rahmenbestim- 
mungen ohne Diskriminierung der Betroffenen ein- 
zuhalten sind — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung bedeuten: 

1. Vertrag: Der Vertrag, mit dem der Flachs- oder 
Hanferzeuger das geerntete oder zu erntende 
Flachs- oder Hanfstroh verkauft. 

2. Branchenvereinbarung: Eine Vereinbarung, die 
von einer durch den betreffenden Mitgliedstaat an- 
erkannten Erzeugerorganisation und einer durch 
den betreffenden Mitgliedstaat anerkannten Käufer- 
organisation vor Abschluß des Vertrages getroffen 
wurde. 

Artikel 2 

Der Vertrag wird schriftlich nach der Fläche, über 
Partien oder Mengen geschlossen. 

Artikel 3 

1. Jeder Vertrag enthält: 

a) den Namen und die Anschrift der Vertrags- 
parteien; 

b) das Datum des Vertragsabschlusses; 

c) die Angabe der Fläche, auf der das Erzeugnis, 
das Gegenstand des Vertrages ist, geerntet wor- 
den ist oder geerntet werden wird, in Hektar, 
Ar und Quadratmeter; 

d) die Bezeichnung des Erntejahres. 

2. Falls der Vertrag nach der Fläche geschlossen 
wird, werden die in Absatz 1 genannten Angaben 
durch die Angaben über die Identifizierung der be- 
treffenden Felder ergänzt. 

3. Falls der Vertrag über Partien geschlossen wird, 
werden die in Absatz 1 genannten Angaben durch 
die Angaben ergänzt, auf Grund derer diese Partien 
identifiziert werden können. 

4. Falls der Vertrag über eine bestimmte Menge 
geschlossen wird, werden die in Absatz 1 genannten 
Angaben durch die Angaben über das Nettogewicht 
und die Qualität des betreffenden Erzeugnisses er- 
gänzt. 

Artikel 4 

Im Vertrag ist der Verkaufspreis pro Hektar, für 
eine bestimmte Partie oder pro Gewichtseinheit an- 
zugeben. 

B Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft Nr. L 146 vom 
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Die Vertragsparteien können sich auf einen in einer 
Branchenvereinbarung festgesetzten Preis beziehen. 

Artikels j 

1. Der Vertrag enthält Bestimmungen über j 

a) den Ort, die Dauer und die zeitliche Verteilung ! 
der Lieferungen; 

b) die Zahlungsbedingungen; 

c) die zu Lasten jeder Vertragspartei gehenden ! 

Arbeiten und Materiallieferungen im Zusammen- 
hang mit Erzeugung und Ernte des Flachses und 
Hanfs. | 

2. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Arti- i 

kel werden nach dem Verfahren des Artikels 12 der i 
Verordnung (EWG) Nr. 1308/70 erlassen. Bei diesen 
Vorschriften werden insbesondere die regionalen ; 
Gepflogenheiten berücksichtigt. i 


Artikel 6 

Der Vertrag enthält eine Klausel, wonach vor der 
Beschreitung des Rechtsweges ein Schlichtungsver- 
fahren durchzuführen ist. 

Artikel 7 

In einer Branchenvereinbarung können lediglich 
Musterverträge vereinbart werden, die den Bestim- 
mungen und Rechtsfolgen dieser Verordnung sowie 
den zu ihrer Durchführung ergangenen Bestimmun- 
gen nicht zuwiderlaufen. 

Eine Branchenvereinbarung darf keine Diskriminie- 
rung, insbesondere auf Grund der Staatsangehörig- 
keit oder des Niederlassungsortes der Vertragspar- 
teien, vorsehen. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1971 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1308/70 des Rates über die gemeinsame j 
Marktorganisation für Flachs und Hanf, erläßt | 
der Rat auf Vorschlag der Kommission nach dem 
Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrages Rahmenbestimmungen, insbeson- 
dere über die allgemeinen Ankaufs-, Liefer- und 
Zahlungsbedingungen, denen die zwischen den 
Flachs- bzw. Hanferzeugern und den Käufern 
geschlossenen Verträgen entsprechen müssen. 

2. Um die Zahl etwaiger Streitfälle zu vermindern, 
ist es auf Grund der Erfahrung in bestimmten 
Mitgliedstaaten in erster Linie erforderlich, daß 
der Vertrag schriftlich geschlossen wird und eine 
Schiedsklausel enthält. 

3. Ferner ist es angebracht, daß der Vertrag die 
wesentlichen Elemente der Vereinbarung ent- 
hält, wie zum Beispiel Angaben über die Iden- 
tität der Vertragsparteien, den Vertragsgegen- 
stand, den Preis und das Vertragsdatum. 

4. Andere Vertragsbestimmungen, insbesondere 
über Lieferung, Zahlung sowie Arbeiten und 


Material für die Erzeugung und Ernte, sind zwar 
sehr wichtig, haben aber nur technische Bedeu- 
tung. Außerdem werden sie unter Berücksichti- 
gung der regionalen Gepflogenheiten festgelegt. 
Unter diesen Umständen scheint es zweckmäßig, 
die Fragen im Zusammenhang mit diesen Be- 
stimmungen erst in den später zu erlassenden 
Durchführungsvorschriften zu regeln. 

5. Derzeit werden in einigen Mitgliedstaaten die 
Beziehungen zwischen Erzeugern und Käufern 
von Branchenabkommen bestimmt, die in einem 
Falle die Verpflichtung zur Verwendung von 
Musterverträgen enthalten. 

Es scheint notwendig vorzusehen, daß die 
Musterverträge weder gegen die Bestimmungen 
dieses Vorschlags verstoßen, noch zu Diskrimi- 
nierungen zwischen den Händlern der Gemein- 
schaft führen dürfen. 

6. Dieser Vorschlag hat keine finanziellen Aus- 
wirkungen. 
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